
6 FREITAG, 14. JUNI 2024 AUS DEM MAXIMILIANEUM BAYERISCHE STAATSZEITUNG NR. 24

Kein Numerus clausus für Quotenstudierende
Der Gesundheitsausschuss hat

auf Antrag von CSU und Freien
Wählern bei Enthaltung der Grü-
nen eine Ausweitung der Land-
arztquote im Medizinstudium be-
schlossen. Demnach sollen künf-
tig 8 Prozent der Medizinstudien-
plätze in Bayern für Bewerber*in-
nen reserviert werden, die sich
verpflichten, nach ihrer Ausbil-
dung für mindestens zehn Jahre in
einer mit Allgemeinärzt*innen
unterversorgten Region zu prakti-
zieren. Bisher liegt die Quote bei
5,8 Prozent. Zudem wird die
Amtsarztquote von 1 auf 1,8 Pro-
zent angehoben. Für die Quoten-
studierenden ist die notenbasierte
Zugangsbeschränkung des Nume-
rus clausus (NC) aufgehoben. Um
insgesamt die Zahl der vorab re-
servierten Medizinstudienplätze
nicht größer werden zu lassen,
wird die Ausländerquote von 5
auf 2 Prozent abgesenkt.

Für die Regierungsfraktionen
begründete Stefan Meyer (Freie
Wähler) die Initiative mit dem
sich weiter verschärfenden Ärzte-
mangel vor allem in ländlichen
Regionen. Es gehe darum, den
Versorgungsanspruch der Bevöl-
kerung aufrechtzuerhalten. Lang-
fristig müsse zudem die Zahl der
Medizinstudienplätze in Bayern
über die bereits beschlossenen
2700 zusätzlichen hinaus erhöht
werden. Dem bayerischen Vor-
bild müssten auch andere Bun-
desländer folgen, mahnte Meyer.
Mit dem Antrag beauftragte der
Ausschuss die Staatsregierung zu-
dem, mit den bayerischen Univer-
sitäten über eine komplette Ab-
schaffung des NC für das Medi-
zinstudium zu reden. Die Aus-
wahl der Studierenden solle no-
tenunabhängig über hochschulei-
gene Verfahren erfolgen, forderte
Meyer.

Zustimmung zu der Vorlage
kam von SPD und AfD. Ruth
Waldmann (SPD) betonte, es sei
jede Maßnahme willkommen, die
dazu beitrage, den Ärztemangel
auf dem Land zu bekämpfen. Al-
lerdings werde die Landarztquote
nicht alle Probleme lösen. Es
brauche insgesamt mehr Medizin-
studienplätze. Kritisch bewertete
Waldmann die Absenkung der
Ausländerquote. In der sich ver-
schärfenden Mangellage dürfe der
Einstieg für ausländische Bewer-
ber*innen nicht erschwert wer-
den. Hier müsse die Staatsregie-
rung nach Lösungen suchen. Für
einen insgesamt erleichterten Zu-
gang zum Medizinstudium trat
Roland Magerl (AfD) ein. Er be-
grüßte deshalb die Initiative zur
Aufhebung des NC. Die besten
Ärzt*innen seien nicht unbedingt
die mit den besten Abiturnoten.
Bedenken gegen die Ausweitung

der Landarztquote äußerte An-
dreas Krahl (Grüne). Diese igno-
riere den steigenden Bedarf auch
an Fachärzt*innen im ländlichen
Raum. Zielführender sei, die Ar-
beitsbedingungen und die Vergü-
tung für in unterversorgten Ge-
bieten praktizierende Ärzt*innen
zu verbessern.

Mit breiter Mehrheit billigte der
Ausschuss zudem ein Antragspa-
ket von CSU und Freien Wählern
zur Sicherstellung der zahnärztli-
chen Versorgung in Bayern. Un-
ter anderem wurde die Staatsre-
gierung aufgefordert, sich auf
Bundesebene für eine bessere
Vergütung von Zahnärzt*innen,
höhere Zuschüsse bei der Moder-
nisierung von Zahnarztpraxen
und die Gleichbehandlung von
Kinderzahnärzt*innen mit Kin-
derärzt*innen bei der Abrech-
nung von Leistungen einzuset-
zen. > JUM

Die Sozialpolitikerin fordert von
der Staatsregierung, Initiativen auf
Bundesebene zu unterstützen, die
zum Schutz der Frauen einen „ge-
staffelten Mutterschutz“ vorsehen.
Ein weiteres Problem sei, dass die
Krankenhäuser oftmals überfor-
dert mit der Behandlung und Be-
treuung der betroffenen Frauen
wären, weil es bisher kein einheit-
liches Leitsystem und keine Vorga-
ben gebe.

Die gesundheitspolitische Spre-
cherin Ruth Waldmann (SPD) for-
dert daher flankierend zu der Bun-
desratsinitiative im heutigen Ge-
sundheitsausschuss eine bessere
medizinische Versorgung betroffe-
ner Frauen: „Bislang ist der Um-
gang mit den Frauen in den Kran-
kenhäusern sehr unterschiedlich.
Das Personal dort muss für eine
sensible und umfassende Betreu-
ung und Behandlung von Sternen-
kindeltern vorbereitet sein.“
> LOH

Die Vorsitzende des Sozialaus-
schusses, Doris Rauscher (SPD),
macht sich für eine Ausweitung des
Mutterschutzes bei Frauen mit
Fehl- und Totgeburten stark:
„Noch immer sind gerade frühe
Fehl- und Totgeburten ein Tabu-
thema in unserer Gesellschaft.“
Dabei würden mehr als 60 Prozent
der Frauen nach einer Fehlgeburt
an einer Depression erkranken,
seien traumatisiert oder litten an
posttraumatischen Belastungsre-
aktionen.

Betroffene Frauen sollten des-
halb laut Rauscher ein Anrecht auf
früheren Mutterschutz haben. „Sie
können nicht einfach am Tag da-
nach zur Arbeit gehen.“ Bislang ha-
ben Frauen aber erst nach der 24.
Schwangerschaftswoche einen
Anspruch auf Mutterschutz. Wer
sein Kind vor der 24. Schwanger-
schaftswoche verliert, muss sich
selbstumeineArbeitsunfähigkeits-
bescheinigung kümmern.

Mutterschutz? Fehlanzeige
GESUNDHEITSAUSSCHUSS | Ausweitung der Landarztquote im Medizinstudium ANTRAG | SPD-Fraktion fordert mehr Hilfe bei Totgeburten

KULTURAUSSCHUSS | Das Konzerthaus im Münchner Werksviertel soll jetzt endlich gebaut werden – aber anders als bisher geplant und für weniger Geld

sich Tim Pargent (Grüne) zu dem
Vorhaben, den Bau des Konzert-
hauses an einen „Totalunterneh-
mer“ zu übertragen. Damit gebe
der Freistaat Aufsicht und Feder-
führung über das Projekt aus der
Hand. Blume erwiderte darauf,

dass es eine umfassende Leis-
tungsbeschreibung geben werde.
„Wenn man die Vergabe gut vor-
bereitet, dann kommt auch etwas
Gutes dabei heraus“, erklärte er.
Man wolle sich dabei am positi-
ven Vorbild des Neubaus des
Münchner Volkstheaters orientie-
ren. > JÜRGEN UMLAUFT

Zuvor hatte Blume seine Pläne
im Haushaltsausschuss erläutert,
wo das Projekt aus den Reihen
der Opposition kritischer bewer-
tet wurde. Volkmar Halbleib
(SPD) nannte das bisherige Vor-
gehen der Staatsregierung ein

„Debakel“, mit dem rund 50 Mil-
lionen Euro für Planung und
Grundstückspacht „in den Sand
gesetzt“ worden seien. Dass die
Finanzierung des Baus künftig
„weitestgehend außerhalb des re-
gulären Staatshaushalts“ erfolgen
solle, bezeichnete er als Risiko für
den Freistaat. Skeptisch äußerte

reits sechs Jahre seit Projektstart
vergangen seien, mahnte Piazolo
nun Tempo bei der Umsetzung
an. Es dürfe ab sofort „keine
Wundertüten, Wunschlisten und
Ausweitungen“ mehr geben. Ro-
bert Brannekämper (CSU) sprach
von einer „richtigen Kurskorrek-
tur“. Man müsse wieder „zurück
zur Ursprungsidee eines erstklas-
sigen Konzertsaales“.

Sanne Kurz (Grüne) bewertete
es als positiv, dass die Neukon-
zeption nicht nur Spitzenkonzer-
te auf Weltniveau beinhalte, son-
dern auch eine Öffnung des Hau-
ses für Künstler aus Bayern und
der Welt sowie als Begegnungs-
raum für die Bürgerschaft. Ferdi-
nand Mang (AfD) erklärte dage-
gen, seine Fraktion wolle „keine
neue Wohlfühloase für die reiche
grüne Bourgeoisie“. Das Projekt
gehe an den Bedürfnissen der Be-
völkerung vorbei, die bezahlbaren
Wohnraum brauche. Dem entgeg-
nete Katja Weitzel (SPD), gerade
in Krisenzeiten wie diesen sei kul-
turelle Begegnung ein wichtiger
Faktor für den Zusammenhalt der
Gesellschaft. Man müsse auch
das ganze Viertel am Münchner
Ostbahnhof im Blick haben, das
die Landeshauptstadt mit dem
Konzerthaus als Zentrum zu ei-
nem neuen Quartier mit Sozial-
wohnungen entwickeln wolle. Es
handle sich also um mehr als ein
vermeintliches Projekt für Eliten.

blen Raum“ für 200 Menschen
schaffen, der flexibel genutzt wer-
den könne. Zudem werde das neue
Konzept ein offenes Haus vorse-
hen, das in die Stadtgesellschaft in-
tegriert sei. „Ich möchte, dass dort
den ganzen Tag das Leben toben
kann, nicht nur am Abend“, erklär-
te Blume. Als Fertigstellungsdatum
nannte er das Jahr 2036. Das Kon-
zerthaus soll die neue Heimat des
Symphonieorchesters des Bayeri-
schen Rundfunks werden, aber
auch anderen bayerischen Spitze-
nensembles wie den Bamberger
Symphonikern sowie internatio-
nalen Top-Künstler*innen aus den
Bereichen Klassik, Jazz und Pop
offen stehen.

Nur die AfD lehnt

das Projekt komplett ab

Bei der Umsetzung der abge-
speckten Neuplanung kann Blu-
me auf breite Rückendeckung aus
dem Landtag setzen. Bis auf die
AfD stellten sich im Kulturaus-
schuss alle Fraktionen grundsätz-
lich hinter das neue Konzept. Der
Ausschussvorsitzende Michael
Piazolo (Freie Wähler) sagte, die-
ses sei „begrüßenswert“. Wichtig
sei, dass überhaupt gebaut werde,
auch wenn manche Einschnitte in
die ursprünglichen Planungen
schmerzhaft seien. Nachdem be-

der Dimension des Vorhabens nö-
tig gemacht. „1,3 Milliarden Euro
sind für den Freistaat mutmaßlich
nicht zu stemmen und sie passen
auch nicht mehr in die Zeit“, sag-
te er. Gleiches gelte für die vom
Architekten vorgesehene Kom-
plettverglasung des Bauwerks.
Man strebe daher ein anderes Ge-
staltungskonzept eventuell mit
Fassaden- und Dachbegrünung
und gastronomischer Nutzung
zum Beispiel als Biergarten auf
dem Dach an. Ein Verzicht auf
das Projekt komme nicht infrage,
da München aktuell über keinen
erstklassigen Konzertsaal verfüge,
so Blume. Vor diesem Hinter-
grund sei der Neubau ein „kultur-
politisches Versprechen, das wir
einhalten müssen“.

Beim Innenausbau soll nun un-
ter anderem auf den zusätzlichen
Kleinen Konzertsaal verzichtet
und das Raumkonzept für Büro-
und Lagerflächen sowie für die
Tiefgarage abgespeckt werden.
Den Verzicht auf den Kleinen Kon-
zertsaal nannte Blume „schmerz-
haft“. Man wolle aber einen „varia-

Die Pläne für ein neues Konzert-
haus von Weltrang in München
werden komplett neu aufgesetzt.
Dies teilte Kunstminister Markus
Blume (CSU) dem Kulturaus-
schuss nach einem vorangegange-
nen Beschluss des Ministerrats
mit. Statt der aktuell geschätzten
1,3 Milliarden soll das Projekt nur
noch 500 Millionen Euro kosten.
„Das Konzerthaus kommt, aber
aus einem Milliarden- wird ein Mil-
lionenprojekt“, erklärte Blume.
Außerdem soll das Vorhaben nicht
komplett aus dem Staatshaushalt
finanziert werden. Über eine Pro-
jektgesellschaft soll auch privates
Kapital aktiviert werden. Die
Staatsregierung setzt damit die in
ihrem Koalitionsvertrag vereinbar-
te „Redimensionierung“ des Vor-
habens um.

Blume betonte, am Herzstück
des Projekts, einem „exzellenten
Konzertsaal für 1900 Besucher“,
werde es qualitativ keine Abstri-
che geben. Die „exorbitante Kos-
tendynamik“ der ursprünglich auf
580 Millionen Euro taxierten Plä-
ne habe aber ein Umdenken bei

Redimensionierter Konzertsaal
Seit Jahren wird um das Projekt gestritten. Jetzt soll der
Konzertsaal mit bis zu 1900 Sitzplätzen bis 2036 fertig
sein. Um Kosten zu sparen, wird auf weitere Räume
verzichtet. Damit soll der Bau laut Kunstminister Markus
Blume (CSU) statt rund 1,3 Milliarden Euro nur noch die
Hälfte kosten.

Die Musizierenden des Symphonieorchesters des Bayerischen Rundfunks
posieren dort, wo der neue Konzertsaal entstehen soll.
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Verfassungsschutz überwacht AfD-Abgeordneten Schmid

Die Beobachtung von Landtagsabgeord-
neten durch die Verfassungsschutzbehör-
den unterliegt wegen des Eingriffs in das
freie Mandat strengen Verhältnismäßig-
keitsanforderungen. Grünen-Fraktions-
chefin Katharina Schulze hakte jetzt bei
der Staatsregierung nach, ob einzelne
AfD-Mandatsträger durch das Bayerische
Landesamt für Verfassungsschutz
(BayLfV) überwacht werden.
Das Innenministerium antwortet, eine Be-
obachtung sei nur zulässig, wenn die Ab-
wägung im Einzelfall nach der sogenann-
ten Ramelow-Entscheidung des Bundes-
verfassungsgerichts ergibt, dass dem Inte-
resse am Schutz der freiheitlichen demo-
kratischen Grundordnung (FDGO) oder
anderer Schutzgüter der Vorrang vor den
Rechten des betroffenen Abgeordneten
gebührt.
Dies gilt nach Angaben des Ministeriums
vor allem, wenn ein Abgeordneter sein
Mandat zum Kampf gegen die FDGO
missbraucht. „Das BayLfV ist nach einer
Prüffrist von einem halben Jahr zu dem
Ergebnis gekommen, dass die Beobach-
tung des Abgeordneten Franz Schmid auf
dieser Grundlage verhältnismäßig ist.“
So habe es Äußerungen gegeben, in denen
ein gegen die Menschenwürde gerichteter
ethnischer Volksbegriff propagiert wurde
und in ebenfalls verfassungsfeindlicher
Weise eine „Remigration“ von Personen
gefordert wurde. „Darüber hinaus ist der
Abgeordnete Franz Schmid bestrebt, die

Vernetzung der AfD hin zum extremisti-
schen Vorfeld der Partei zu intensivie-
ren.“
Laut dem Haus von Innenminister Joa-
chim Herrmann (CSU) unterhielt Schmid
schon vor seiner Wahl in den Landtag
enge Verbindungen zur rechtsextremisti-
schen Identitären Bewegung (IB). „Auch
nach seinem Einzug in den Bayerischen
Landtag setzten sich seine engen Verbin-
dungen zur IB fort.“
Und: „Insgesamt hat er sich durch sein
hohes Engagement und die breite Vernet-
zung in das rechtsextremistische parteipo-
litische Vorfeld zu einer treibenden Kraft
der Vernetzung zwischen der AfD und der
Jungen Alternative einerseits und der
rechts-extremistischen Neuen Rechten,
insbesondere der Identitären Bewegung,
andererseits entwickelt.“
„Die Antwort des Innenministeriums
zeigt, welche große Gefahr für unsere De-
mokratie von Franz Schmid ausgeht“, un-
terstreicht Grünen-Chefin Schulze. „Er ist
ein Politiker, der ganz offen die Idee ver-
tritt, Menschen mit Migrationshinter-
grund aus Deutschland zu vertreiben, und
der seine Einkünfte als Abgeordneter
dazu nutzt, rechtsextreme Organisationen
zu fördern.“
Die Abgeordnete fordert, die Prüfung ei-
nes AfD-Verbots voranzutreiben: „Das ist
ein weiterer Beleg, dass die AfD unsere Si-
cherheit gefährdet und unsere Demokra-
tie zerstören will.“ > DAVID LOHMANN

Ende April hat der Bayerische Land-
tag die Immunität von Daniel Ha-
lemba (AfD, links) aufgehoben. Jetzt
wird zusätzlich Franz Schmid (AfD,
rechts) vom bayerischen Verfas-
sungsschutz überwacht. Oben: Vi-
zefraktionschef Martin Böhm.
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